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Text

In Zeile 20 einfügen:
Auch für längere Wege im Alltag kommt das Fahrrad immer stärker zum Einsatz, nicht zuletzt, weil die
Nutzung von E-Bikes kontinuierlich ansteigt. Wir brauchen deshalb überregionale Radschnellwege, die
Dörfer und Städte verbinden. Die in Berlin geplanten Radschnellwege wollen wir auf Brandenburger
Seite sinnvoll weiter zu führen. Wir wollen einen Radschnellweg, der als Außenring die Orte im
Berliner Umland miteinander verbindet. Alle Städte mit mehr als 12.000 EinwohnerInnen, die weniger
als 15 km voneinander entfernt liegen, sollen durch breitspurige Radschnellwege verbunden werden.
Zu diesem Vorschlag gehört auch, dass Radwege zunehmend unabhängig von Straßen verlaufen
werden. Um die Zuständigkeiten eindeutig zu klären, muss im Brandenburger Straßengesetz die
Kategorie "selbstständiger Radweg" eingeführt werden. Es soll eine Plattform für verbesserten Dialog
zwischen benachbarten Kommunen und Landkreisen geschaffen werden, um die Zusammenarbeit
beim Bau von Radwegen zu koordinieren. Zudem sollen Planungshoheit und Baulast von Radwegen
vermehrt beim Land liegen. Landkreise und Kommunen sollen bei den Kosten für die Baumaßnahmen
entlastet werden und künftig die Finanzierung des Radverkehrs nur zu 10 % selbst tragen, die
restlichen 90 % der Baulast sollen beim Land liegen. So wird es teilweise bereits in Sachsen
gehandhabt. Wir wollen, dass Brandenburg mindestens ein Drittel des bisherigen
Landesstraßenbauetats für Radinfrastruktur bereitstellt. Mit jährlich mindestens 18 € pro
Einwohner*in entspräche das 45 Millionen Euro im Jahr. Zudem braucht es ein regelmäßiges
Monitoring, um den Sanierungs- und Ausbaubedarf transparent zu machen.

Verkehrssicherheit - Vision Zero

Noch immer sterben in Brandenburg jährlich deutlich über 100 Menschen bei Verkehrsunfällen.
Bezogen auf die Einwohnerzahl nimmt Brandenburg bundesweit wiederholt traurige Spitzenplätze ein.
Aus unserer Sicht muss das Ziel lauten, dass es gar keine Todesopfer mehr gibt. Technische
Neuerungen wie Gurte, Airbags und ABS sowie bessere Rettungs- und Intensivmedizin leisten bereits
einen erheblichen Beitrag zur Senkung der Opferzahlen. Die Verkehrspolitik ist gefordert ihren Anteil
beizutragen. Wir erkennen an, dass der Mensch Fehler macht und wollen doppelt vorsorgen: Durch
geeignete Maßnahmen sowohl die Fehleranfälligkeit senken, als auch dafür sorgen, dass Fehler nur
den geringsmöglichen Schaden anrichten können. Große Teil der Verkehrswissenschaft, der
Unfallforscher und der Versicherer sind sich einig: Innerorts sollte Tempo 30 die Regelgeschwindigkeit
sein und höhere Geschwindigkeiten an den Hauptachsen gekennzeichnet werden. Um diesem Ziel
näher zu kommen, wollen wir mit einer Bundesratsinitiative eine dahingehende Änderung der StVO
erreichen. Bis dahin wollen wir mit einer besonders unfallträchtigen Gemeinde einen Modellversuch
durchführen. Auf den Autobahnen wollen den landesrechtlichen Spielraum ausnutzen um Tempo 120
als Höchstgeschwindigkeit festzulegen. An Alleen wollen wir durch Leitplanken dazu beitragen, dass
Unfälle nicht mehr tödlich am Baum enden. Verkehrssicherheitskampagnen von Verbänden, die sich
der Vision Null Verkehrstote verschrieben haben, wollen wir unterstützen. Schließlich wollen wir duch
die allgemeine Verkehrspolitik erreichen, dass das Auto öfter stehen gelassen wird, denn eine
Autofahrt ist bis zu 40mal gefährlicher als die Nutzung von Bus und Bahn.
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